Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr« 1646 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr. Vorschußzahlungen auf das 
Bundesversorgungsgesetz. 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, bis spätestens 15, Dezem- 
ber 1950 an die rentenberechtigten Kriegsopfer des Bundes- 
gebietes Vorschußzahlungen auf ihre Ansprüche aus dem am 
19. Oktober 1950 verabschiedeten Bundesversorgungsgesetz 
zu leisten. 

Die Vorschüsse sollen betragen: 


für Leichtbeschädigte 

DM 

50 — 

für Schwerbeschädigte 

DM 

100 — 

für Schwerbeschädigte, die nur auf ihre 
Rentenbezüge angewiesen sind. 

DM 

150 — 

für Kriegerwitwen 

DM 

100 — 

für ein Kriegerelternpaar 

DM 

100.— 

für einen Elternteil 

DM 

75 — 

für jedes versorgungsberechtigte Kind 

DM 

30 — 


Bonn, den 24. November 1950 


Renner und Fraktion 


Druck i Pater Maier, Batederl-Siegkmrg 
Allst». V artrUfc Dr. Baas Heger, Aaderaach, Brette »tr I« 



